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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 236/12 B 
 
L 2 AS 373/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 1 AS 2881/11 (SG Mannheim) 
 
 
 
………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin  
 und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Rhein-Neckar-Kreis, 
Czernyring 22/10, 69115 Heidelberg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. November 2012 durch  

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r   

und die Richterin   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 

16. Mai 2012 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision in dem bezeichneten 

Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Klägerin hat mit einem per Telefax am 15.10.2012 beim Bundessozialgericht (BSG) einge-

gangenen Schreiben Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts (LSG) Baden-Württemberg vom 16.5.2012, zugestellt am 23.5.2012, eingelegt 

und die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt.  

 

Die Voraussetzungen der Bewilligung von PKH und der damit verbundenen Beiordnung eines 

Rechtsanwalts (§ 73a Abs 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>, § 117 Abs 2, 4, § 121 Abs 1 Zivilpro-

zessordnung <ZPO>) liegen nicht vor, weil die Klägerin weder den formlosen Antrag auf PKH 

noch die Erklärung über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse innerhalb der ein-

monatigen Beschwerdefrist, die - ausgehend von der Zustellung des Urteils am 23.5.2012 - am 

Montag, dem 25.6.2012 endete (§ 160a Abs 1 Satz 2, § 64 Abs 2, 3, § 63 Abs 2 SGG, §§ 177, 

180 ZPO), vorgelegt hat, obwohl sie vom LSG mit zutreffenden Erläuterungen zur PKH aus-

drücklich darüber belehrt worden ist. Es ist weder ersichtlich noch von der Klägerin dargetan, 

dass sie hieran ohne Verschulden gehindert war. Aus dem zwischenzeitlichen Antrag der 

Klägerin auf Urteils- und Tatbestandsberichtigung sowie dem Beschluss des LSG vom 5.9.2012 

über die Berichtigung des Urteilsrubrums folgt nichts anderes (vgl BSG SozR Nr 1 zu § 138 

SGG; BSG SozR 4-1500 § 151 Nr 1). 

 

Die nicht form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde ist schon deshalb nach § 160a Abs 4 

Satz 1 iVm § 169 SGG als unzulässig zu verwerfen, weil die von der Klägerin selbst eingelegte 

Beschwerde nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften des § 73 Abs 4 SGG entspricht. 

Auch hierauf hat das LSG die Klägerin in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Urteils 

ausdrücklich hingewiesen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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